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U r t e i l

in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte.

üer 1. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 27. Februar 1980

für 9echt erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozielgerichts für das Land Nordrhein-

Westfalen vom 6. ärz 1979 aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwiesen.
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Der Kläger begehrt Witwerrente aus der Versicherung seiner

am 6. Juli 1975 im Alter von 64 Jahren verstorbenen Ehefrau

(Versicherte).

Die Eheleute vereinbarten im März 1953 die allgemeine Güter-

gemeinschaft (55 1437 ff Bürgerliches Gesetzbuch —BGB-idF

vor demGleichberechtigungagesetz vom 18. Juni 1957) “Hd
erwerben als Miteigentümer ein Zweifamilienhaus, in dem

außer ihnen auch die Familie ihrer verheirateten Tochter

wohnte. Beiden Eheleuten standen Rentenansprüche zu, und

zwar der Versicherten zuletzt in Höhe von 805,70 DM, dem

Kläger im selben Zeitraum im Betrage von 838,30 DM monat-

lich‚ Darüber hinaus erhielt die Versicherte von ihrem

Schwiegersohn für die Mithilfe in dessen Haushalt seit

Jahren eine monatliche Zuwendung von 50‚-- DM.

Die Beklagte lehnte den Antrag auf Witwerrente ab mit der

Begründung, die Versicherte habe im Hinblick auf das höhere

Renteneinkommen des Klägers den Familienunterhalt nicht über—

wiegend bestritten; daran könne auch der Erhalt einer monat-
_

lichen Vergütung von 50‚—— DM für die Beschäftigung im
Haushalt des Schwiegersohns nichts ändern, weil dann der

Anteilswert des Klägers an der Haushaltsführung um mindestens

den gleichen Betrag höher anzusetzen sei (Bescheid vom
28. Dezember 1975).

Das Sozialgericht Detmold (SG) hat die Klage abgewiesen

(Urteil vom 19. April 1978), das Landessozialgericht für

das Land Nordrhein-Westfalen (LSG) die Berufung zurückge—
wiesen und im Urteil vom 6. März 1979 ausgeführt;

Das Renteneinkommen der Versicherten habe zusammen mit der

Zuwendung des Schwiegersohns das Einkommen des Klägers um
monatlich 17,h0 DM überstiegen. Dieser Betrag sei zu gering-

fügig, um einen überwiegenden Beitrag der Versicherten zum
Unterhalt der Familie annehmen zu können; denn er erreiche
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kaum ein Prozent der Gesamteinkünfte und falle daher bei

der gemeinsamen Lebensfühnung wirtschaftlichinicht ins

Gewicht. Der Anteil der von der Versicherten im gemein-

samen Haushalt geleisteten Arbeit sei nicht höher als

derjenige des Klägers zu bewerten, zumal in einem Zwei-

personenhaushalt der Ehemann die anfallenden Arbeiten in

gleicher Weise übernehmen müsse wie die Frau.

Der Kläger hat die - vom LSG zugelassene - Revision ein—

gelegt. Er ist der Ansicht, in einem Zweipersonenhaushalt

bestreite derjenige Ehegatte den Unterhalt der Familie über-

wiegend, dessen Anteil mehr als die Hälfte ausmache (Hinweis

auf SozR Nr & zu 5 1266 RVG); das sei hier die Versicherte

gewesen.

Der Kläger beantragt,

die Urteile des Landessozialgerichts für das

Land Nordrhein—Westfalen vom 6. März 1979

sowie des Sozialgerichts Detmold vom 19. April 1978

aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung

des Bescheides vom 28. Dezember 1975 zu
verurteilen, ihm Witwerrente nach seiner

Ehefrau für die Zeit vom 1. August 1975 an
zu gewähren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie macht geltend, unbeschadet der Rechtsansicht des LSG

sei vorliegend die vom Normalfall ausgehende Annahme, beide

Ehegatten hätten gleichermaßen zur Hausarbeit beizutragen.

nicht haltbar. Da die Versicherte für ihre Mithilfe im

Haushalt der Tochter und des Schwiegersohns monatlich

50‚—— DM erhalten habe, sei der Kläger verpflichtet gewesen,

einen größeren, zumindest dem Wert dieses Betrages ent—

sprechenden Anteil der Arbeit im gemeinsamen Haushalt

zu übernehmen.
-L..-
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Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(% 324 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz —SGG-).

II

Die Revision des Klägers ist insoweit begründet, als

das angefochtene Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit

an das LSG zurückverwiesen werden muß. Die bisherigen

Feststellungen reichen für die abschließende Entscheidung

über den Anspruch nicht aus.

Nach 9 1266 Abs 1 Reichsversicherungsordnung (RVG), der

noch geltendes Recht ist (Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts vom 12. März 1975, BVerfGE 39, 169 n SozR

2200 @ 1266 Nr 2), wird Witwerrente gewährt, wenn die
verstorbene Ehefrau den Unterhalt ihrer Familie überwiegend

bestritten hat. Bestand — wie im vorliegenden Fall — die

Familie nur aus den in gemeinsamer Haushaltsführung lebenden

Ehegatten, so hat derjenige den Unterhalt überwiegend be-

stritten, dessen Etil;sg unter Einschluß der Haushaltsarbeit

mehr als die Hälfte der gesamten Unterhaltsleistungen beträgt

(ständige Rspr, zuletzt SozR 2200 5 1266 Nr 8 S. 38 und
5 593 Nr 1 S. A).

Soweit das LSG davon ausgegangen ist„ zum gemeinsamen Familien-

unterhalt habe an Geldleistungen der Kläger den monatlichen
Rentenbetrag von 858,3Ö un, die Versicherte monatlich 855,70 DM

(Renteneinkommen V0n 805,70 DM und Zuwendung von Schwieger—

sohn in Höhe von 50‚„„ DM) beigesteuert, enthält das enge—
fochtene Urteil allerdings keine Erörterung hinsichtlich

etwaiger Auswirkungen der von den Eheleuten vereinbarten

allgemeinen Gütergemeinschaft. Indessen bleibt dieses

vertragliche Sondergüterrecht im Ergebnis ohne Einfluß auf

die Beurteilung, welche beiderseitigen Geldbeträge dem
Familienetat zugeflossen sind. Die allgemeine Gütergemein—

schaft des Klägers mit der Versicherten nach @@1ü37 ff
BGB e? wurde durch Art 3 I Nr 6 des Gleichberechtigungs-

-5.‚
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gesetzes vom 18. Juni 1957 (BGBl I 609) in die Gütergemein—
schaft neuen Rechts (55 1&15 ff BGB) ubergeleitet. Danach

werden durch dxe Gütergemeinschaft scwohl eingebrachtes wie

auch während der Gütergemeinschaft erworbenes Vermögen

des Mannes und der Frau gemeinschaftliches Vermögen (Gesamt—

gut). ohne daß es einer rechtsgeschäftlichen Übertragung

der einzelnen Gegenstände bedarf (@ 1&76 Abs 1 und 2 BGB).

Vom Gesamtgui ausgeschloesenes Sondergut sind Gegenstände,

die nicht dureh Rechtsgeschäft übertragen werden können

(@ 1A17 Abs 1 BGB)‚ Hierzu gehören Rentenaneprüche, soweit

es sich um das sog. Stammrecht (Grundanspruch, Gesamtan—

spruch) handelt (vgl der für die Rentenansprüche der Eheleute

bis zum Tode der Versicherten maßgebend gewesene @ 119 RVG,

der ersc mit Wirkung vom 1. Januar 1976 durch das Sozialge—

setzbuch, Allgemeiner Teil —SGB1-„ Art II @é &; 23 Abs 1

gestrichen wurde); hierzu dürfte auch des dienstvertrags-

ähnliche Beschäftigungsverhältnls der Versicherten zu rechnen

sein (vgl @ 615 Abs 1 BGB). EinZelne Rentenzahlungen fallen
allerdings ebenso wie die der Versicherten gewährten Fünfzig-

DM—Beträge eie Nutzungen in dee Gesemtgut (@ 1£17 Abs 3 BGB)

und werden e;et denn für den Femillenunterhelt verwendet

(@ 1ü20 Zen},

Gleichwcül kenn aus dieser güterrechtlxch bedingten Kon—

stellatie* & ih? hergeleitet werden, die Eheleu*e hätten

zu gleichen Teilen den Familienunäerhelt besiritten„ So hat

der &. Senat des Bundessozialgerichts (BSG) bere1ts entschie—

den (Urtei; vom 29. Mai 1968 = SOZR Nr 5 21 @ 1266 RVO)° Dem
schließt nich der erkennende Sene■ an„ Denn @ 1266 RVG stellt

auf des tete ehlich Gegebene und Empfangene scwie darauf ab,

in welchem Ausmaß die Familie durch den Ted der Versicherten

einen tatsächlächen Unäerhelteverluet erlitten hat ’vgl BSG

eao)„ Hiernach bleibt von meßgebender Beieuteng, daß Renten—

ansprüche und Arbeitsentgelte (im weiten Sinn} der Versicherten

mit deren Tod weggefallen sind° Wollte man der gegenteiligen

anscheinend wem Reichsversicherungeamt {RVA} vercretenen Auf—

fassung folgen (EuM ha, 187, 190); so wäre ein Witwer9 der in
Gütergemeinschaft gelebt hat, stets an ungerechtfertigter
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Weise benachteiligt, wenn seine Ehefrau durch den Bezug von

Renten den Familienunterhalt überwiegend bestritten hätte;

eine derartige Gesetzesauslegung würde Jedoch den Sinn und

Zweck des 5 1266 RVG in sein Gegenteil verkehren„

Im Ergebnis unerheblich ist auch, daß die Vorinstanz keine

Feststellungen getroffen hat, ob die finanziellen Mittel

in Höhe von insgesamt 1„69h,—- DM tatsächlich für den gemein—

samen Unterhaltsbedarf verwendet worden sind’ Bei verhältnis—

mäßig geringem Einkommen besteht ein Erfahrungssatz, daß alle

finanziellen Mittel verbraucht werden; andererseits ist

eine genauere Prüfung erforderlich, wenn Jeder der Ehegatten

über relativ hohes Einkommen verfügt und damit zu rechnen

ist, daß auch unter Berücksichtigung eines entsprechend

höheren Lebensstandards nicht alles für den Familienunter—

halt benötigt wird (SozR Nr & Aa 5 R, 6 zu 5 1266 RVG)°

In diesem Zusammenhang ist der "Unterhalt der Familie"

ebenso wie in @ 1360a Abs 1 BGB zu verstehen (vgl ua SozR

2200 5 1266 Nr 5); er "umfaßt alles. was nach den Verhält-
nissen der Ehegatt;n «cforderlich ist, um die Kosten des

Haushalts zu bestraiten und die persönlichen Bedürfnisse
der Ehegatten o.‚„ zu befriedigen". Rechtsprechung und

Schrifttum haben den Eegriff "Unterhalt der Familie" zu-
nehmend weit aufgoiaßt und ua auch Aufwendungen für einen

Bausparvertrag und investitionen in ein Haus einbezogen

(vgl zuletzt SozR 2200 5 593 Nr 1 Seiten 2, 3 mit weiteren
Hinweisen)° Geht man im vorliegenden Fall davon aus, daß

die Einkünfte beidrr Ehegatten nicht besonders niedrig,

sicher aber auch nicht relativ hoch gewesen sind, und be—

rücksichtigt man weiter, daß weder die Beteiligten vorge—
tragen haben noch sonst Anhaltspunkte dafür erkenntlich

sind, es seien für einen Ehegatten reinen Privatinteressen

dienende Ausgaben gemacht worden, so besteht - auch für den

erkennenden Senat — keine Veranlassung, Bedenken gegen die
Unterhaltsbezogenheit der Gesamteinkünfte zu erheben.

- 7 -
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Nicht folgen kann der Senat gedach der Rechtsansicht des

Berufungsgerichcs. der Betrag von mcnatlich 17‚&0 DM, um

den der Unterhalisbeitrag der Versicherten denjenigen des

Klägers aberetiegen habe, sei, da wirtschaftlich nicht ins

Gewicht fa11end, zu geringfügig, als daß deshalb ein über-

wiegender Unterhalt der Familie angenemmen werden könnte.

Das LSG hat mit seiner Gegenüberstellung des "rechnerischen"
(irrelevantenö Mehrbetrags einerseits und des {nach seiner

Ansicht erforderlichen) "wirtschaftlichen“ Unterschiedsbe—

trages auf der anderen Seite im Ergebnis ein zusätzliches,

im Geeetc ni cht enthaltenes Tatbestandsmerkmal in © 1266
RVO hineina.te rpxetiert Dies läßt sich Jedoch nicht recht-

fertigen„ Der Wortlaut ist eindeutig: er enthalt insbesondere

auch keine adverbieie Bestimmung über die intensität oder den

Grad des Uberwzegens„ Folglich hat die Rechtsprechung "über-

wiegend“ mit “wenn als die Hälfte" umschrzeben {ua SozR Nr 6

ab zu @ 1266 RVG} und dies auch anhand ven Zahlenbeispielen

zum Ausdrxck gebracht (vgl SozR Nr 7 Aa 17 R zu @ 1266 RVO).
Am Si nn der Vf:$ähri € sind zwar schon Zweifel geäußert wor—

den in du“ “‘nh*ung‚ eh nicht besser zu verlangen sei, die

Versich: „ :;339 nen Unterhalt des Ehemannes (anstatt den—

jenigen e„: ?1m11191 u‘terwiegend bestritten haben {SozR Nr 7

zu 5 12%“ BVG}; diese Unnerlegungen scheiterten aber an der

Erkennta‚g‚ wßch1 ( efugt zu sein. den Wortlaut des @ 1266

RVO um21— /4;e„ Das .m LSG gu geheißene Erfordernis eines

von der ■eregznerten „eigeet euerten wirtschaftlich ins Ge-

wicht fe‚iex W Fehr ietrags würde zudem an die Ste1le

einer kl■"}L 1‚„431e des Geeetzes einen unbestimmten Rechts—

begriff *re‘env‚e53en‚ der zu neuen Auslegungs« uni An—

wendungssci \erigkeiten führen müßte„ Der in diesem Zu—

sammenhang nach vrn ■er Beklegien erwähnte Vergleich mit

der Reeh'epv chung z» @ 1265 RVG, Wone:n nicht Jeder Betrag

als Unterhe1* anzusehen sei, geht fehl; denn dort 3011 nicht

jeder unweeexM 1che Un*erhaltsheitrag einen Hzntertcli ebenen-

rentenansprn n ‘der gesc hiedenen F131) tegriinden können,

während hier das überwiegende Bestreiten des Familienunter—

haltes stets zugleich auch einen nicht nur unwesentlichen
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Unterhaltsbeitrag voreussetzt, ohne daß der Höhe der Differenz

zwischen den beiderseitigen Unterhaltsbeiträgen eigenständige

Bedeutung beigemeesen wird.

Mit der dergelegten Würdigung des Begriffs "überwiegender

Unterhalt der Familie" ist aber hier nicht zugleich die

Grundlage für eine dem LSG entgegengesetzte Entscheidung

in der Sache selbst « im Sinne der Zuerkennung des Anspruchs »

geschaffen. Denn einzubeziehen in die Beurteilung ist auch

der Wert der im Haushalt geleisteten Arbeit, wobei hier-

unter ganz allgemein der Familie dienende Arbeiten zu ver—

stehen sind, wie zB Arbeiten am Haus, im Garten und im Zu—

sammenhang mit dem Haushalt stehende Besorgungen (vgl SozR

2200 9 1266 Nr ?). Dies hat das LSG auch erkannt, sich aber

mit der — aus seiner anderen rechtlichen Sicht möglicher—

weise engängigen —Aussage begnügt, von den im ehelichen
Haushalt verrichteten Tätigkeiten sei der Anteil der Ver—

sicherten nicht höher als derjenige des Klägers. Damit

ist indessen keine konkrete tatsächliche Feststellung über

den wirklicherxAnteil getroffen, sondern nur der nach Ansicht

des LSG höchstmögliehe Anteil der Versicherten abgegrenzt

werden; es bleibt die möglichkeit offen, daß die Versicherte

weniger und der Kläger mehr als die Hälfte dieser Arbeiten

getragen hat. Dessen ungeachtet macht die Beklagte mit

der Gegenrüge geltend, hier müsse dem Kläger ein Heuserbeits—

enteil zugerechnet wereen, deseen Wert mit wenigstens 50‚—— DM

höher monatlich enzusetzen sei„ Die Bestätigung dieser An—
nahme (wobei entscheiänngserheblieh schon ein geringerer

Differenzbetrag wä;e) ist zumindest nicht auszuschließen;
sie liegt umso näher, je größer der Zeitaufwand der Vere

sicherten für die Arbeét in dem anderen Haushalt gewesen
ist. Auf die Verpfliehinng des Ehemannes zur Haushalts—
mithilfe hat die Rechtsgrechung des BSG wiederholt hinge—

wiesen (vgl zuletzt Sex./R2200 5 1266 Nr L; s. 23). Dies
stimmt mit der zivilrechtlichen Rechtsprechung überein,
die im Hinblick auf die gewendelte Rollenverteilung von
Mann und Frau in der Ehe dahin geht, die Haushaltsführung
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obliege "nunmehr auch nicht immer nur der Frau, sondern im

Falle ihrer vollen oder teilweisen Erwerbstätigkeit oder

bei Überlastung Je nach den Umständen ganz oder teilweise

dem Manne" (so BGHZ56, 389, 593).

Hiernach sind im vorliegenden Rechtsstreit noch Ermittlungen

und Feststellungen erforderlich, die nur vom LSG als Tat-

sacheninstanz getroffen werden können; deshalb ist es er-

forderlich, den Rechtsstreit zurückzuverweisen (@ 170 Abs 2

Satz 2 SGG). Zweckmäßigerweise wird zunächst der Gesamt—
wert der Haus(halts)arbeiten und danach der auf Kläger und

Versicherte jeweils entfallende Anteil festzustellen sein.

Dabei dürften jedenfalls mittelbar Art und Ausmaß der Mithilfe

der Versicherten im Haushalt der Tochter und des Schwieger-

sohnes von Bedeutung sein, wobei die bisherigen Beweiser—
gebnisse sowie der Sachvortrag der Beteiligten mitver-

wertet werden können. Im einzelnen stehen dem LSG für seine

Ermittlungen verschiedene Wege offen (vgl zB SozR Nr 7 Aa
M zu 5 1266 RVG).

Die Kost« entscheidung bleibt dem das Verfahren abschließenden

Urteil vcrbehalten.
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